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der Fraktionen von SP, Grünen, GLP 
und der parlamentarischen Gruppe EVP 

Motion 

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat die notwendigen Anpassungen sowohl bei 

Verordnungen des ewz wie auch der Bau- und Zonenordnung vorzulegen, welche einen 

massiven Zubau an Photovoltaik-Anlagen in der Stadt Zürich ermöglichen sollen mit dem 

Ziel, dass bis 2030 mind. 10% des städtischen Strombedarfs damit abgedeckt wird. 

Sofern der Zubau über eigenen oder zugemietete Dachflächen erfolgt (Eigenverbrauch 

oder ewz.solarzüri), ist dafür ein Rahmenkredit für eine erste Ausbautranche zu 

beantragen. Für eine allfällige Garantiefinanzierung oder einen verbesserten kommunalen 

Rücknahmetarif zur Stärkung des Anreizsystems bei Privaten (ewz.meinsolar), ist dafür 

ein Rahmenkredit zu beantragen.  
 
 
Begründung: 

 

Elektrische Energie aus Solarenergie ist ein Grundpfeiler bei der Abkehr von fossiler 
Energie. Die lange Warteliste beim Projekt ewz.solarzüri zeigt, dass viele 
EnergiekonsumentInnen bereit sind, in diese Entwicklung auch als Mieterinnen und Mieter 
zu investieren. Die Stadt Zürich schöpft ihr Potential noch bei weitem nicht aus. Von den 
ca. 500 GWh [1] sind erst etwa 15% Prozente genutzt (Stand 2018). Bei einem 
städtischen Strombedarf von etwa 3000 GWh [1] pro Jahr könnten also mehr als 15% 
davon abgedeckt werden.  
 
Dafür muss das ewz Anreize für Private schaffen und die Möglichkeit haben, auf diese 
BauträgerInnen zuzugehen und ihnen konkurrenzfähige und attraktive Angebote zu 
unterbreiten sei es beim Tarif oder bei der Dachmiete. Insbesondere muss der 
kommunale Rücknahmetarif, bei welchem das ewz im hintere Mittelfeld mitspielt, 
angepasst werden (angebracht wäre für Anlagen >100 kWh 12 Rappen/kWp / bei 
Anlagen > 20 kWh 14 Rappen/kWp / bei Anlagen < 20 kWh 16 Rappen/kWp). Zusätzlich 
sollen Angebote analog zur „Solarbox Depot“ des IWB aufgebaut werden. Bereits jetzt 
macht das ewz grosse Anstrengungen Private zur Nutzung ihres Potentials zu bewegen. 
Für einen beschleunigten Ausbau braucht es aber noch zusätzliche Mechanismen, 
welche allfällige Bedenken bei der finanziellen Auswirkung einer solchen Investition aus 
dem Weg räumt.  
 
Städtische Liegenschaften sollen konsequent mit PV-Anlagen bestückt werden.  
 
Zusätzlich sollen allfällige Hürden und Zielkonflikte (u.a. mit der Dachbegrünung) in der 
Bau- und Zonenordnung angegangen werden. Regelungen, welche die Montage und 
Effizienz von PV-Anlagen steigern, sollen geprüft werden. Insbesondere gilt es auch PV-
Anlagen an Fassaden stärker zu fördern. 
 
Bei der optimale Nutzung von Dachflächen sollen auch solarthermische Anlagen 
mitberücksichtigt werden und wo sinnvoll in die Projektierung miteinbezogen werden. 
 



 

 

Die Produktion der PV-Anlagen wie auch die Beschaffung der dafür notwendigen 
Materialien soll mit minimalem C02-Ausstoss erfolgen. Z.B. soll der in der Herstellung 
genutzte Strommix möglichst C02-neutral sein. Dafür sollen die nötigen Informationen 
bereitgestellt werden wie auch mögliche Anreizsysteme geprüft werden. 
 

[1] Planungsbericht Energieversorung, Kommunale Energieplanung der Stadt Zürich, https://www.stadt-
zuerich.ch/dib/de/index/energieversorgung/energiebeauftragter/publikationen/planungsbericht--energieversorgung-.html 
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